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STELLUNGNAHME 
 

zur 
 

Fortschreibung des „Standard Baugrunderkundung für Offshore-
Windenergieparks“ des BSH (Standard Baugrund) vom 08.08.2013  

 
Konsultation des BSH vom 23.08. bis 20.09.2013 

 

1. Ausgangssituation 

Mit Schreiben vom 21.08.2013 wurden dem Offshore Forum Windenergie und der Stiftung 
OFFSHORE-WINDENERGIE vom BSH der Entwurf des „Standard Baugrunderkundung – 
Mindestanforderungen an die Baugrunderkundung und –untersuchung für Offshore-
Windenergieanlagen, Plattformen und Stromkabel, 2. Fortschreibung““ (Standard Baugrund) in der 
Fassung vom 08.08.2013 übermittelt und zunächst Gelegenheit zur Stellungnahme bis zum 
13.09.2013 gegeben.  
 
Die Unterzeichnenden bedanken sich sowohl für die Möglichkeit zur Stellungnahme als auch für die 
Verlängerung der Frist bis zum 20.09.2013.  
 
Wir begrüßen das Vorhaben des BSH, ggf. einen Besprechungstermin durchzuführen; wir würden uns 
freuen, wenn ein solcher Termin zu Stande käme.   
 
Des Weiteren begrüßen wir die Aktualisierungen und Klarstellungen, die im Rahmen der 
Fortschreibung erfolgt sind. Insbesondere halten wir die Ausführungen zum geotechnischen 
Sachverständigen und die Hervorhebung seiner zentralen Rolle für zielführend. 
 
Ein zentrales Anliegen unserer Mitglieder besteht darin, dass in dem insgesamt ausgewogenen 
Entwurf, in Bezug auf die Art und den Umfang der Untersuchungen noch stärker auf den konkreten 
Bedarf im Einzelfall abgestellt wird. 

 
 

2. Teil A 
 
Zu 2 Allgemeines 
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Es wird gebeten, auch im Rahmen der Tabellen und allgemeinen Ausführungen stärker 
hervorzuheben, dass bestimmte Maßnahmen nur dann erfolgen müssen, wenn sie aufgrund der 
konkreten Umstände erforderlich sind. 
 
Wir regen deshalb an, in der Tabelle 2 (Seite 9) unter „Konstruktion“ in Spalte vier („Art der 
Erkundung“) am Ende des zweiten Spiegelstrichs  

„in Abhängigkeit der gewonnenen geologischen Daten“  

einzufügen. 

Des Weiteren wäre in der Zeile darunter im ersten Spiegelstrich  

„an ausgewählten Standorten der Gründungselemente…“  

und die Formulierung im zweiten Spiegelstrich um  

„…an ausgewählten Standorten der Gründungselemente…“  

zu ergänzen. 

Außerdem wird angeregt, die Überschrift in der Tabelle 2 in Zeile eins, Spalte vier, wie folgt zu 
ergänzen: 

„Art und Umfang der Erkundung“ 

Zudem wäre folgende klarstellende Ergänzung der Tabelle 2 in Zeile vier, Spalte fünf hilfreich: 

„Ergänzende Erkundung und Untersuchung, sofern nicht mit der Haupterkundung erfolgt“ 

In der Tabelle 2 ist in Spalte fünf unter „Arbeitsschritte/Unterlagen“ grundsätzlich die Prüfung durch 
einen Zertifizierer / Prüfsachverständigen vorgesehen.  

Wir bitten dringend um Überprüfung, ob eine solche zusätzliche Prüfung an dieser Stelle notwendig 
ist, denn es ist bereits im Rahmen der Planung der Baugrunderkundung, -untersuchung und –
beurteilung ein hinreichend qualifizierter unabhängiger Sachverständiger für Geotechnik mit 
belegbaren Erfahrungen hinzuzuziehen. Die damit bereits durch den geotechnischen 
Sachverständigen geprüften Unterlagen werden zusätzlich durch das BSH in Zusammenarbeit mit den 
Fachbehörden BAM und BAW geprüft. Somit sollte eine dritte Prüfung durch einen Zertifizierer bzw. 
Prüfsachverständigen entbehrlich sein und die Vorgabe sollte aus der Tabelle gestrichen werden. 

Zu 3 Regelungsgegenstand 
 
Auf Seite 11 sollte der letzte Satz des 4. Absatzes klarstellend wie folgt ergänzt werden: 
 

„Zu den Felduntersuchungen gehören direkte Aufschlüsse, vornehmlich zur Gewinnung von 
Bodenproben (Bohrungen) und indirekte Aufschlüsse (Sondierungen) sowie Feldversuche wie 
Flügelsondierungen, Seitendrucksondierungen im Bohrloch und Bohrlochseismik.“ 

 
Zu 4 Der Sachverständige für Geotechnik 
 
Wie oben bereits erwähnt wird die Stärkung der Rolle des geotechnischen Sachverständigen begrüßt. 
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In Absatz 2 wurde unter dem ersten Spiegelstrich hinsichtlich der Kriterien zum geotechnischen 
Sachverständigen „unabhängiger“ eingefügt. Gleichzeitig wurde auf Seite 13 zum Verhältnis des 
Sachverständigen für Geotechnik zum Unternehmen, das die Baugrunderkundungsarbeiten ausführt, 
die Voraussetzung „unabhängig“ aufgenommen. Wir gehen deshalb davon aus, dass sich diese 
beiden Vorgaben aufeinander beziehen. Wir halten diese Voraussetzung im Sinne des Absatzes 3 auf 
Seite 13 auch für wichtig, d.h. die Unabhängigkeit des Sachverständigen von den ausführenden 
Firmen ausdrücklich vorzuschreiben. 

Um Unsicherheiten in Hinblick auf die Auslegung zu vermeiden, sollte klargestellt werden, dass sich 
„unabhängig“ ausschließlich auf das Verhältnis vom geotechnischen Sachverständigen zum 
Unternehmen, das die Baugrunderkundungsarbeiten durchführt, bezieht.1 

Auf Seite 13 heißt es unter Abschnitt 4 (Absatz 3, 2. Halbsatz): 

„…; der Auftraggeber hat die fachliche Weisungsbefugnis des Sachverständigen für 
Geotechnik gegenüber den durchführenden Unternehmen sicherzustellen.“ 

Es wird angeregt, das Sicherstellen der fachlichen Weisungsbefugnis für den geotechnischen 
Sachverständigen nicht zwingend vorzuschreiben, sondern dem Auftraggeber (AG) eine 
Wahlmöglichkeit einzuräumen, damit - je nach den Umständen des Einzelfalles – der Umfang der 
Weisungsbefugnis vom AG situationsabhängig bestimmt werden kann. 

 

3. Teil B 
 
Zu 1 Allgemeines 
 
Auf Seite 15, letzter Absatz, 2. Satz, wird zur Überwachung möglicher Kolkbildung sowie auf die 
Einhaltung der Mindestbedeckung von Stromkabeln auf geophysikalische Verfahren, z.B. Sonare 
verwiesen. Es wird gebeten, die Aufzählung um das Beispiel Multi-Beam-Echolot zu ergänzen. Zwar 
dürften – da es sich beim Multi-Beam-Echolot um ein geophysikalisches Verfahren handelt, dem 
Einsatz keine Bedenken entgegenstehen; zwecks Planungssicherheit wäre die Aufnahme der Option 
Multi-Beam-Echolot jedoch sehr hilfreich. 
 
Des Weiteren wird angefragt, ob der Verweis zu den Zeitintervallen auf Seite 16 

                                                             
1 In Bezug auf das Kriterium „unabhängig“ wurde von einem Mitglied darauf hingewiesen, dass „unabhängig“ 
auch dahingehend verstanden werden könne, dass der geotechnische Sachverständige grundsätzlich nicht 
Mitarbeiter des Bauherren sein dürfe. Dies hätte zur Folge, dass qualifizierter Sachverstand aus den jeweiligen 
Unternehmen nicht in Person des geotechnischen Sachverständigen eingebracht werden könnte. Vor diesem 
Hintergrund sollte – falls sich „unabhängig“ nach Ansicht des BSH auch auf das Verhältnis Bauherr – 
geotechnischer Sachverständiger bezieht - zwecks Planungssicherheit klargestellt werden, dass es für die 
Unabhängigkeit allein darauf ankommt, dass der geotechnische Sachverständige in fachlicher Hinsicht 
unbeeinflusst und damit weisungsungebunden ist. Angesichts der anhaltenden Diskussionen im Rahmen der 
Abstimmung erscheint eine Spezifizierung der Bedeutung von „unabhängiger“ in jedem Fall hilfreich. 
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„Die Ergebnisse sind in einem Überwachungsbericht der Genehmigungsbehörde in den 
vorgeschriebenen Zeitintervallen (s. Tabelle 3, 4 und 7) vorzulegen. 

soweit er sich auf die Tabelle 7 bezieht, zutrifft, denn die Tabelle 7 enthält keine Zeitvorgaben.  

Zu 2 Qualitätssicherung 
 
Um Missverständnissen vorzubeugen, sollte auf Seite 16, letzter Aufzählungspunkt, klargestellt 
werden, dass die Abgabe des verfügbaren Kartenmaterials an das BSH nicht zur Folge hat, dass der 
AG das Material nicht weiter nutzen bzw. verwerten darf. Dies könnte durch eine Ergänzung wie z.B. 

„Das Nutzungs- und Verwertungsrecht verbleibt grundsätzlich beim Auftraggeber. Das BSH 
erhält vom Auftraggeber ein beschränktes Nutzungsrecht für die interne Verwendung der 
Daten.“ 

Zu 5 Technische Anleitung 
 
In Tabelle 4 auf Seite 19 sollte in der ersten Zeile unter „Überwachung“ die Verifizierung bzw. 
Kalibrierung der Interpretation durch Greiferproben („ground truthing“) von deren Notwendigkeit im 
Einzelfall abhängig gemacht werden. Ob eine Greifprobe erforderlich ist, sollte - wie auch in DIN 4020 
vorgesehen - durch den geotechnischen Sachverständigen bestimmt werden, da an dieser Stelle kein 
sachlicher Grund erkennbar ist, warum von dem klassischen Vorgehen „an Land“, abgewichen 
werden muss. 
 
In Tabelle 5 auf Seite 20 sollte zur Klarstellung unter „Methode“ als zusätzliche Option aufgeführt 
werden: 

· „Evtl. Mehrkanalseismik mit Sparker oder Air Gun zur Darstellung der Untergrunde bis zur 
Zieltiefe für die Gründungsstrukturen“ 

und in der Zeile darunter bei der „Ergebnisdarstellung“ 

 

· „3D Untergrundmodell des Arbeitsgebiets als Resultat von Mehrkanalseismik-
Untersuchungen“ 

 
In Tabelle 6 auf Seite 21 regen wir folgende Ergänzungen an2: 
 
In der Zeile 2 („Umfang“) sollte der letzte Satz  

„In jedem Fall innerhalb und im nahen Umfeld von munitionsbelasteten Gebiete, Profile 
entsprechend dem seismischen Profilraster“ 

                                                             
2 Trotz des reinen Empfehlungscharakters der Tabelle 6, weichen die Rückmeldungen zu Notwendigkeit und 
Umfang behördlicher Vorgaben zum Thema „Kampfmittel“ stark voneinander ab. Während von einem Mitglied 
die Ansicht vertreten wurde, dass der BSH-Standard bezüglich UXO-Untersuchungen gar keine Hinweise 
hinsichtlich Umfang und Erkundungsmethoden enthalten solle, da das BSH auch keine UXO-Freigaben erteile 
und deshalb die UXO-Erkundungen komplett den Bauherren unter Einschaltung entsprechender Experten 
überlassen werden sollten, hat die Mehrheit um die oben aufgeführten Ergänzungen gebeten.  
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um 

„bzw. bei flächendeckender Untersuchung auch enger“ 

ergänzt werden. 

In die Zeile darunter sollte zwecks Klarstellung noch folgende Methode aufgenommen werden: 

· „Alternativ visuelle ROV-Inspektion“ 

Darüber hinaus wird um Klarstellung gebeten, ob es sich bei den in Tabelle 6 unter „Methoden“ 
aufgeführten Anforderungen um Alternativen handelt. Dies gilt insbesondere für das Verhältnis von 
Gradiometeranordnung und aktivem Metall-Detektionssystem.   

 
4.  Teil C 

 
Zu 2.3.1 Geotechnische Vorerkundung 
 
In dem Entwurf ist für die geotechnische Vorerkundung vorgesehen, dass mindestens an 10% der 
geplanten Anlagenstandorte eine Baugrunderkundung  und –untersuchung durchgeführt wird. 
 
Wir bitten um Überprüfung, ob eine solche pauschale Anforderung sachdienlich ist, denn unseres 
Erachtens sollten nicht nur die Art und Weise der Untersuchungen, sondern auch deren Anzahl von 
den Umständen des Einzelfalles, d.h. in diesem Fall den bereits vorhandenen Erkenntnissen und 
Informationen abhängig gemacht werden. Wir regen deshalb folgende Änderung an: 
 

„Art und Umfang der geotechnischen Vorerkundung werden in Abhängigkeit der 
vorhandenen Erkenntnisse und Informationen über das Baufeld durch einen Sachverständigen 
für Geotechnik festgelegt.“ 

 
Zu 2.3.2 Geotechnische Haupterkundung 
 
Im Hinblick auf die geotechnische Hauptuntersuchung wird unter 2.3.2 auf Seite 29 ausgeführt, dass 
im Rahmen der Haupterkundung des Baufeldes an jedem Anlagenstandort mindestens ein 
Baugrundaufschluss erfolgen muss.  
 
Diesbezüglich bitten wir zu überprüfen, ob ein aufwendiger Baugrundaufschluss nicht durch weniger 
aufwendige und kostenintensive Maßnahmen ersetzt werden könnte. Nach unserem Kenntnisstand 
sind mittlerweile Technologien verfügbar (wie z.B. Mehrkanalseismik), die verlässlich Auskunft über 
den Baugrund geben. Ggf. könnte durch den geotechnischen Sachverständigen je nach Einzelfall 
entschieden werden, ob eine alternative Methode für die Erkundung des Baugrunds ausreicht oder 
ob ein Baugrundaufschluss erforderlich ist. 
 
Zu 2.3.3 Besondere Regelungen für Offshore-Plattformen 
 
Des Weiteren bitten wir um Überprüfung, ob in Hinblick auf die Gründungen einer Plattform im 
Regelfall von der Notwendigkeit von mindestens vier Aufschlüssen ausgegangen werden sollte 
(Vorgaben unter 2.3.3 auf Seite 30, Absatz 4). Zwar handelt es sich hierbei aufgrund der 
Formulierung „in der Regel“ nicht um eine starre Vorgabe; sie setzt jedoch einen Anker, d.h. in der 
Praxis wird die Bewertung durch den geotechnischen Sachverständigen „nach oben“ korrigiert, 
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obwohl die überwiegenden Erfahrungen unserer Mitglieder gezeigt haben, dass weniger 
Erkundungen je Offshore-Plattform ausreichend waren. Zudem ist in manchen Fällen zum Zeitpunkt 
der Baugrundhaupterkundung der finale Standort der Plattform noch nicht bekannt, so dass die 
Gefahr besteht, dass jeweils vier  verschiedene Aufschlüsse in verschiedenen Kampagnen erkundet 
werden müssen. Um eine ggf. nicht notwendige Steigerung der Projektkosten zu vermeiden, 
schlagen wir folgende Regelung/Formulierung vor: 
 

„Die Anzahl sowie der Abstand durchzuführender Aufschlüsse für die Offshore-Plattformen 
werden von der Größe der Gründungsstrukturen bestimmt und sollten daher in Abstimmung 
mit dem Fachplaner für Geotechnik vom Sachverständigen für Geotechnik festgelegt werden. 
Der jeweilige Abstand zwischen dem einzelnen Aufschluss und dem zugeordneten 
Gründungselement (Pfahl) sollte nicht mehr als 30 Meter betragen, andernfalls sind bei 
unklaren Ergebnissen der geophysikalischen Untersuchungen weitere Aufschlüsse 
anzuordnen.“ 

 
Zu 3.2 Versuche zur Beurteilung des Bodenverhaltens unter zyklischer Belastung 
 
In Satz 2 des 2. Absatzes ist festgelegt, dass mit der Durchführung zyklischer Versuche  sowie ihrer 
Auswertung nur Labors betraut werden dürfen, die über belegbare Erfahrungen mit zyklischen 
Versuchen verfügen.  
 
Zwecks Planungssicherheit wird angeregt, hier die Anforderungen an entsprechende Labors kurz zu 
spezifizieren. 
 
Zu 4.3.1 Inhalte von Baugrund- und Gründungsgutachten 
 
Es wird angeregt, die erste Anforderung wie folgt zu ändern: 
 

· „eine kurze Zusammenfassung der geologisch-geotechnischen Standortbeschreibung des 
Baugrunduntersuchungsberichtes“ 

 
Zu 4.3.2 Aussagen von Baugrund- und Gründungsgutachten 
 
Auf Seite 39 sollte im 2. Absatz noch folgende Vorgabe hinzugefügt werden: 

„Für das Gewerk Kabel sind zusätzlich zu Klassifizierung nach DIN 18311 konkrete Werte für 
undränierte Scherfestigkeit (bindige Böden) und Lagerungsdichte (nicht-bindige Böden) zu 
benennen.“ 

Diese Angaben sind für den Kabelinstallateur erforderlich, um die Auswahl des passenden Werkzeugs 
für die Kabelverlegung zu treffen. 

Zu 5 Baubegleitende Untersuchungen 
 
Um Verwechselungen mit dem werkvertraglichen Begriff der Abnahme (§ 640 BGB) zu vermeiden, 
wird um Streichung des in Klammer gesetzten Zusatzes „(Abnahme)“ gebeten (Seite 40).  
 
 

5. Teil D 
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Darüber hinaus ist im Gegensatz zu der „alten“ Fassung des Standards Baugrund in Tabelle10 auf 
Seite 44 in der rechten Spalte unter „Methoden“ kein „Cable Tracking System oder geeignetes 
Verfahren bei Kabel unter Sedimentbedeckung“ mehr aufgeführt. Es wird angefragt, ob es sich dabei 
um ein redaktionelles Versehen handelt oder ob die Streichung beabsichtigt ist.  
 
 

6. Fazit 
 
Insgesamt werden die Fortschreibung und die darin enthaltenen Änderungen begrüßt und als 
sinnvoll, nachvollziehbar und notwendig erachtet.  
 
In Zusammenhang mit der Stärkung der Rolle des geotechnischen Sachverständigen wäre es nach 
unserer Auffassung jedoch zielführender, wenn für Art und Umfang der Erkundungen noch stärker 
auf die Umstände des Einzelfalles abgestellt würde. Die konkrete Situation könnte dann im Hinblick 
auf bereits vorliegende Erkenntnisse und Informationen sowie die konkreten Bodenverhältnisse vom 
geotechnischen Sachverständigen bewertet werden. Im Ergebnis würden dann starre Vorgaben, wie 
z.B. die 10%-Anforderung für die Vorerkundung, die Erkundung jedes einzelnen WEA-Standorts sowie 
die Vorgabe von vier Aufschlüssen für die Offshore-Plattformen überflüssig und könnten durch 
bedarfsgerechtere Einzelfallentscheidungen ersetzt werden. 
 
 
 

Berlin/Hamburg, den 20.09.2013 

gez. Jörg Kuhbier, Vorstandsvorsitzender Stiftung OFFSHORE-WINDENERGIE 
 
gez. Ilka Hoffmann, Offshore Forum Windenergie GbR 
 
gez. Dr. Wolfgang von Geldern, Vorsitzender des Wirtschaftsverbands Windkraftwerke e.V. 
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E-Mail: j.kuhbier@offshore-stiftung.de 
 
 
Ilka Hoffmann 
Offshore Forum Windenergie GbR 
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20355 Hamburg 
Tel. 040 – 34 10 69 0 
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